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Preußiſche Gefekfammlung 


Jahrgang 1915 | Nr. 51. 


Inhalt: Verordnung über die Anderung der Verordnung, betreffend die Förderung des Wiederaufbaues 
der durch den Krieg zerftörten Ortſchaften in der Provinz Oſtpreußen, vom 19. Januar 1915, 
©. 167. — Bekanntmachung des Textes der Verordnung, betreffend die Amlegung von Grund. 
ſtücken in der Provinz Oſtpreußen, vom II. Dezember 1915, S. 172. 


(Nr. 11476.) Verordnung über die Anderung der Verordnung, betreffend die Förderung des 
Wiederaufbaues der durch den Krieg zerſtörten Ortſchaften in der Provinz 
Oſtpreußen, vom 19. Januar 1915. Vom 11. Dezember 1915. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic, 


verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 nach dem Antrag Unſers Staatsminiſteriums 
für den Umfang der Provinz Oſtpreußen, wie folgt: - 


Artikel 1. 

Der § 1 der Verordnung, betreffend die Förderung des Wiederaufbaues 
der durch den Krieg zerſtörten Ortſchaften in der Provinz Oſtpreußen, vom 
19. Januar 1915 (Geſetzſamml. S. 7) wird aufgehoben. An feine Stelle tritt 
das Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in Frankfurt a. M., vom 
28. Juli 1902 (Geſetzſamml. S. 273) und das Geſetz wegen Abänderung des 
§ 13 des vorbenannten Geſetzes vom 8. Juli 1907 (Gefegjamml. S. 259) mit 
den nachſtehenden Abänderungen. 


Artikel 2. 

Die 99 1, 2, 4,5, 8,9, 12, 22, 23, 36, 37, 40, 43, 44, 49, 52, 57 und 58 
des Geſetzes vom 28. Juli 1902 (Geſetzzamml. S. 273) werden folgendermaßen 
geändert: f 

81. 

In den kriegsbeſchädigten Ortſchaften der Provinz Oſtpreußen kann durch 
den Oberpräſidenten, und zwar in Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern 
unter Zuſtimmung des Provinzialrats, in kleineren Gemeinden mit Zuſtimmung 
des Kreisausſchuſſes, für einzelne Teile des Gemeindebezirkes aus Gründen des 
öffentlichen Wohles zur zweckmäßigen Geſtaltung von Baugrundſtücken ſowie zur 
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Erſchließung von Baugelände die Umlegung von Grundſtücken verſchiedener 
Eigentümer nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen bewirkt werden. 


$ 2. 8 

Es kommen im Satz 2 die Worte „G 1)“ in Fortfall. 

Am Schluſſe des § 2 iſt folgender Zuſatz zu machen: 

„Für die nachträgliche Zuziehung außerhalb des Umlegungsgebiets belegener 
Grundſtücke gelten dieſelben Beſtimmungen wie für die erſtmalige Einbeziehung, 
ſofern nicht die beteiligten Eigentümer ſich mit ihrer nachträglichen Einbeziehung 
ausdrücklich einverſtanden erklären.“ 


SA. 

Der zweite Satz erhält folgende Faſſung: 

„Er hat außerdem, ſofern es noch nicht geſchehen iſt, ohne Verzug ein 
Verzeichnis aufzuſtellen, in welchem die umzulegenden Grundſtücke — tunlichſt 
unter Benennung ihrer Eigentümer und mit ihrer kataſter⸗ und grundbuchmäßigen 
Bezeichnung — aufgeführt ſind, in dem Verzeichnis iſt, wenn angängig, anzu⸗ 
geben, welcher Prozentſatz des eingeworfenen Geländes von den Beteiligten ab⸗ 
getreten und zu öffentlichen Straßen und Plätzen ausgeſchieden werden ſoll und 
innerhalb welcher Friſt die im Bebauungsplane feſtgeſetzten Straßen und Plätze“ 
des Umlegungsgebiets für den öffentlichen Verkehr und Anbau fertiggeſtellt 
werden ſollen.“ 

Die im Satz 5 vorgeſchriebene Friſt von 4 Wochen wird auf eine Woche 


abgekürzt. 
. N 5 
erhält folgenden Zuſatz: 

„Die gemäß § 121 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195) zur Einlegung von Beſchwerden gegen den Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes an den Provinzialrat gewährte Friſt von zwei Wochen wird auf 
eine Woche verkürzt.“ 

§8. 8 

Es bleiben die Abſchnitte 5 bis 8 beftehen; die Abſ. 1 bis 4 werden durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt: f 

„Sobald der Oberpräſident es für feftgeftellt erachtet, daß eine oder 
mehrere Umlegungen zuſtandekommen werden, verfügt er, und zwar für jedes 
Umlegungsgebiet (§ 2) beſonders, die Einleitung des Verfahrens und ernennt zu 
ſeiner Durchführung eine Kommiſſion. Er kann eine Kommiſſion mit mehreren 
Umlegungen beauftragen. 


Dieſer Kommiſſion haben als Mitglieder anzugehören: 


1. und 2. zwei Kommiſſare des Oberpräſidenten, von denen mindeſtens 
einer ein zum Richteramte befähigter Rechtsverſtändiger ſein muß. 
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Ferner haben der Kommiſſion anzugehören wenigſtens je 

3. ein Bauſachverſtändiger, 

4. ein geprüfter Landmeſſer, 

5. ein höherer Verwaltungsbeamter, 

6. ein Sachverſtändiger für die Bewertung der Grundſtücke. 

Der Oberpräſident ernennt ſämtliche Mitglieder der Kommiſſionen und für 
jedes einen Stellvertreter. Ferner beſtimmt er den Vorſitzenden und ſeinen Stell⸗ 
vertreter. Mitglieder des Magiſtrats können nicht Mitglieder der Kommiſſionen 
ſein. Der Oberpräſident und die Regierungspräſidenten ſind berechtigt, den 
Kommiſſionsſitzungen perſönlich oder durch Stellvertreter beizuwohnen. 

Soweit die Mitglieder nicht ſtaatlich angeſtellte Beamte ſind, demnach ihre 
Bezüge nach Maßgabe der für ſie geltenden Beſtimmungen erhalten, haben ſie 
Anſpruch auf Erſatz der baren Auslagen und auf Gebühren nach Maßgabe der 
für Sachverſtändige in gerichtlichen Angelegenheiten beſtehenden Vorſchriften.“ 


§ 9. 
Es wird der letzte Abſatz geſtrichen. 


$12. 

Es tritt am Schluſſe folgender Abſatz hinzu: 

„Bei Grundſtücken, die ſich im gemeinſchaftlichen Eigentum oder in ge⸗ 
meinſchaftlicher Benutzung mehrerer Beteiligten befinden, iſt tunlichſt einem jeden 
Beteiligten ein ſeinen bisherigen Teilnahmrechten entſprechender beſonderer Anteil 
zum alleinigen freien Eigentume zu überweiſen, ſo daß die bisherige Eigentums⸗ 
oder Benutzungsgemeinſchaft aufhört.“ 


922 
erhält folgende Faſſung: 

„Sofern der Bebauungsplan für das Umlegungsgebiet oder Teile von 
ihm bereits endgültig feſtgeſtellt iſt, darf er während des Umlegungsverfahrens 
ohne Zuſtimmung der Kommiſſion nicht abgeändert werden. Die Kommiſſion 
kann jedoch zur leichteren Durchführung der Umlegung bei dem Magiſtrat be 
antragen, daß der Bebauungsplan in dem nach dem Geſetze, betreffend die An⸗ 
legung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen 
Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) vorgeſchriebenen Verfahren 
geändert wird. f 

Falls ein Bebauungsplan für das Umlegungsgebiet bei der Einleitung 
des Umlegungsverfahrens noch nicht endgültig feftgeftellt iſt, hat dieſe Feſtſtellung 
nach Anhörung der Umlegungskommiſſion möglichſt bald, jedenfalls aber zu er⸗ 
folgen, bevor die Feſtſtellung des Verteilungsplans (§ 38 Abſ. 2) ſtattfindet.“ 

54* 
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823. 
Es kommt der letzte Satz des Abſ. 1 in Wegfall. 8 


§ 36. 

Der zweite Abſatz erhält folgende Faſſung: 

„An der Beſchlußfaſſung muß außer dem Vorſitzenden mindeſtens je eins 
der im § 8 unter Ziffer 3 bis 6 aufgeführten Mitglieder teilnehmen, und zwar 
muß, ſofern nicht der Vorſitzende ein zum Richteramte befähigter Rechtsver⸗ 
ſtändiger iſt, ein zweiter Kommiſſar des Oberpräſidenten teilnehmen, der dieſe 
Eigenſchaft hat.“ 

§ 37. 

Es ſind im Abſ. 1 am Schluſſe des Satzes 2 die Worte hinzuzufügen: 

„und daß die Friſt zur Erhebung von Einwendungen zwei Wochen beträgt.“ 


§ 40. i 

Im Abſ. 2 wird ſtatt der Friſt von einem Monat eine ſolche von einer 
Woche feſtgeſetzt. 

Der Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Die Überweiſungserklärung kann entweder mit dem Beſchluß über die 
gegen den Plan erhobenen Einwendungen oder mit der Feſtſetzung des Ver⸗ 
teilungsplans (§ 38 Abſ. 1, 2 und 3) oder mit beiden gleichzeitig erlaſſen und 
mit ihnen verbunden werden.“ 

WER 

Es kommt der letzte Abſatz in Wegfall. 


844. 
erhält folgenden Zuſatz: 
„mit der Maßgabe, daß an Stelle des Eigentümers des Grundſtücks auch die 
Umlegungskommiſſion im Falle des § 49 des erſtgenannten Geſetzes die Ver⸗ 
mittlung der Auseinanderſetzungsbehörden in Anſpruch zu nehmen berechtigt iſt.“ 


849. 
Es werden die Worte „oder das Amtsgericht“ geſtrichen. 


$ 52. 
Es werden die Worte „oder das Amtsgericht“ geftrichen. 


$ 57. 
Es werden im Abſ. 2 Nr. 1 und im Abſ. 4 die Worte „oder einem 
ſonſtigen gerichtlichen Buch“ geſtrichen; ferner ſind zwiſchen Abſ. 4 und 5 
folgende Beſtimmungen als Abſ. 5 und 6 einzufügen: 
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„Die Umlegungskommiſſion iſt befugt, das Grundbuchamt um die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers zu erſuchen und 
den Eigentümer zur Beibringung der nach ihrem Ermeſſen zum Nachweiſe des 
Eigentums erforderlichen Urkunden durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. Die 
einzelne Strafe darf den Betrag von 300 Mark nicht überſteigen. 

Kriegsteilnehmern ($ 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914, Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 328) oder ſonſt wegen des Krieges aus der Provinz verzogenen und nicht 
zurückgekehrten Perſonen, die ohne Vertreter ſind, kann der Regierungspräſident 
einen geeigneten Vertreter beſtellen, der die Rechte und Verpflichtungen des Kriegs⸗ 
teilnehmers oder dieſer Perſonen im Umlegungsverfahren wahrzunehmen hat. 
Die Beſtellung des Vertreters ſoll dem Vertretenen wenn möglich unverzüglich 
mitgeteilt werden. Der Vertretene kann dem Vertreter die Vertretungsbefugnis 
entziehen, ſobald er einen anderen Vertreter beſtellt. Soweit durch die Beſtellung 
eines Vertreters beſondere Koſten entſtehen, ſind ſie als Koſten des Verfahrens 
anzuſehen.“ 

$ 58. 

Soweit in dieſem Gefege der Magiſtrat erwähnt wird, tritt an feine Stelle, 

ſofern es ſich um Landgemeinden handelt, der Gemeindevorſtand. 


Artikel 3. 

Diefe Verordnung tritt an dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 

Mit der Ausführung dieſer Verordnung ſind die Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten und des Innern beauftragt und ermächtigt, den Text des Geſetzes, wie 
er ſich aus den im Artikel 2 beſtimmten Anderungen ergibt, und zwar mit dem 
Datum der vorſtehenden Verordnung und mit der Überſchrift „Verordnung, 
betreffend die Umlegung von Grundſtücken in der Provinz Oſtpreußen“, in der 
Geſetzſammlung bekanntzumachen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 N 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Dezember 1915. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. 
v. Jagow. Helfferich. 
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(Nr. 11477.) Bekanntmachung des Textes der Verordnung, betreffend die Umlegung von 
Grundſtücken in der Provinz Ostpreußen, vom 11. Dezember 1915. Vom 
21. Dezember 1915. 


Ai Grund der dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten und dem Miniſter des 
Innern durch Artikel 3 der Verordnung vom 11. Dezember 1915 erteilten Er⸗ 
mächtigung wird der Text der Verordnung, betreffend die Umlegung von Grund⸗ 
ſtücken in der Provinz Oſtpreußen, wie er ſich aus den im Artikel 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 11. Dezember 1915 beſtimmten Anderungen ergibt, nachſtehend 
bekanntgemacht. 


Berlin, den 21. Dezember 1915. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Der Miniſter des Innern. 
v. Breitenbach. v. Loebell. 


Verordnung, betreffend die Amlegung von Grund⸗ 
ſtücken in der Provinz Oſtpreußen. 
Vom 11. Dezember 1915. 


Erſter Abſchnitt. 
Vorausſetzungen der Amlegung. Vorbereitendes Verfahren. 


| 8 J. 

In den kriegsbeſchädigten Ortſchaften der Provinz Oſtpreußen kann durch 
den Oberpräſidenten, und zwar in Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern 
unter Zuſtimmung des Provinzialrats, in kleineren Gemeinden mit Zuſtimmung 
des Kreisausſchuſſes, für einzelne Teile des Gemeindebezirkes aus Gründen des 
öffentlichen Wohles zur zweckmäßigen Geſtaltung von Baugrundſtücken ſowie zur 
Erſchließung von Baugelände die Umlegung von Grundſtücken verſchiedener 
Eigentümer nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen bewirkt werden. 


82. 

Die Umlegung kann ſich nur auf einen einzelnen Teil des Gemeinde— 
bezirkes Umlegungsgebiet) erſtrecken. Das Umlegungsgebiet iſt fo zu begrenzen, 
daß ſich die Umlegung zweckmäßig durchführen läßt, und nicht größer zu be⸗ 
meſſen, als für die Zwecke der Umlegung erforderlich ift; hierbei iſt insbeſondere 


auf die Geftaltung des Geländes und auf beftehende oder im Bebauungsplane 
feſtgeſetzte Straßen Rückſicht zu nehmen. Einzelne im Umlegungsgebiete belegene 
bebaute oder in beſonderer Weiſe (als Handelsgärtnereien, Baumſchulen, Park— 
anlagen und dergleichen) benutzte Grundſtücke können von der Umlegung ganz 
oder teilweiſe ausgenommen werden. Grundſtücke, welche zur dauernden Aus— 
übung ſtaatshoheitlicher Rechte beſtimmt ſind, müſſen auf Verlangen der zu— 
ſtändigen Behörde von der Umlegung ausgeſchloſſen werden. 

Für die nachträgliche Zuziehung außerhalb des Umlegungsgebiets belegener 
Grundſtücke gelten dieſelben Beſtimmungen wie für die erſtmalige Einbeziehung, 
ſofern nicht die beteiligten Eigentümer ſich mit ihrer nachträglichen Einbeziehung 
ausdrücklich einverſtanden erklären. 


§ 3. 

Die Umlegung kann erfolgen 

1. auf Antrag des Magiſtrats zufolge Gemeindebeſchluſſes oder 

2. auf Antrag der Eigentümer von mehr als der Hälfte der nach dem 

Grund⸗ und Gebäudeſteuerkataſter zu berechnenden Fläche der um⸗ 
zulegenden Grundſtücke, ſofern die Antragſteller mehr als die Hälfte 
der Eigentümer umfaſſen. Für die in dieſem Falle anzuſtellende Be— 
rechnung iſt bei Grundſtücken, an denen das Eigentum mehreren 
nach Bruchteilen zuſteht, für jeden Miteigentümer ein feinem Eigen- 
tumsanteil entſprechender Bruchteil der Fläche des gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks in Anſatz zu bringen. 

Veräußerungsverbote ſtehen der Umlegung nicht entgegen. Der Antrag 
iſt im Falle des Abſ. 1 Nr. 2 bei dem Magiſtrat anzubringen. Iſt in dieſem 
Falle das Umlegungsgebiet derart abgegrenzt, daß die Gemeinde gemäß § 13 
Entſchädigung in Geld zu gewähren hat, ſo iſt die Zuſtimmung des Magiſtrats 
erforderlich. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung, wenn der über⸗ 
wiegende Teil der für eine Umlegung in Ausſicht genommenen Grundfläche von 
den Eigentümern im eigenen Betriebe zur gewerblichen Gärtnerei benutzt wird. 


SA. 

Iſt der Magiſtrat nach vorangegangenem Gemeindebejchlufje bereit, 12 
Umlegung zu beantragen (§ 3 Abſ. 1 Nr. 1), oder iſt der im § 3 Abſ. 1 Nr. 2 
bezeichnete Antrag der Eigentümer bei ihm angebracht, fo hat er der Bau— 
polizeibehörde von der in Ausſicht genommenen Umlegung Mitteilung zu machen. 
Er hat außerdem, ſofern es noch nicht geſchehen iſt, ohne Verzug ein Verzeichnis 
aufzuſtellen, in welchem die umzulegenden Grundſtücke — tunlichſt unter Benennung 
ihrer Eigentümer und mit ihrer kataſter⸗ und grundbuchmäßigen Bezeichnung — 
aufgeführt ſind; in dem Verzeichnis iſt, wenn angängig, anzugeben, welcher 
Prozentſatz des eingeworfenen Geländes von den Beteiligten abgetreten und zu 
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öffentlichen Straßen und Plätzen ausgeſchieden werden ſoll und innerhalb welcher 
Friſt die im Bebauungsplane feſtgeſetzten Straßen und Plätze des Umlegungs⸗ 
gebiets für den öffentlichen Verkehr und Anbau fertiggeſtellt werden ſollen. Dem 
Verzeichnis iſt ein Plan anzuheften, aus welchem die Lage, Größe, etwaige Be⸗ 
bauung und beſondere Benutzung der umzulegenden Grundſtücke erſichtlich find. 
Verzeichnis und Plan hat der Magiſtrat zu jedermanns Einſicht offenzulegen. 
Wie dies geſchehen ſoll, wird in ortsüblicher Art mit dem Bemerken bekannt⸗ 
gemacht, daß Einwendungen innerhalb einer genau zu beſtimmenden Friſt von 
mindeſtens einer Woche bei dem Magiſtrat anzubringen ſind. Den Eigentümern 
iſt eine Benachrichtigung dieſes Inhalts zuzuſtellen. Umfaßt der Plan Grund⸗ 
ſtücke der im vorletzten Satze des § 2 gedachten Art, fo iſt die zuſtändige Behörde 
beſonders zu benachrichtigen. 
8 5 

Der Magiſtrat hat die erhobenen Einwendungen tunlichſt zur gütlichen 
Erledigung zu bringen und ſodann den Umlegungsantrag nebſt den auf die 
Angelegenheit bezüglichen Schriftſtücken ohne Verzug dem Bezirksausſchuß einzu⸗ 
reichen. Der Bezirksausſchuß beſchließt nach Anhörung der Ortspolizeibehörde 
über das Vorhandenſein der in den §§ 1 bis 4 bezeichneten Vorausſetzungen der 
Umlegung und über die nicht erledigten Einwendungen. 

Er kann im Falle des § 3 Abſ. 1 Nr. 2 mit Zuſtimmung der Antragſteller 
feſtſetzen, daß ihnen die Koſten des Verfahrens ganz oder zum Teil zur Laſt fallen. 

Der Beſchluß iſt dem Magiſtrat, den Eigentümern und denjenigen Be— 
teiligten ($ 57), welche an dem Verfahren teilgenommen haben, zuzuſtellen; außer: 


dem iſt er von dem Magiſtrat in ortsüblicher Weiſe unter Hinweis auf den Inhalt 


der §§ 7, 27 und 50 bekanntzumachen. 

Die gemäß § 121 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195) zur Einlegung von Beſchwerden gegen den Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes an den Provinzialrat gewährte Friſt von zwei Wochen wird auf 
eine Woche verkürzt. 

§ 6. 


Die Zurücknahme des Antrags (§ 3) iſt nur bis zur Beſchlußfaſſung des 
Bezirksausſchuſſes (§ 5 Abſ. 1) zuläſſig. 

Im Falle des F Abſ. 1 Nr. 2 genügt zur Zurücknahme des Antrags die 
Erklärung der Eigentümer von mehr als zwei Dritteln der nach der bezeichneten 
Vorſchrift bei der Antragſtellung in Betracht gekommenen Grundfläche. 

Die Koſten fallen den zurücknehmenden Antragſtellern zur Laſt. Sie 
werden in dem Falle des § 3 Abſ. 1 Nr. 2 von dem Magiſtrat endgültig feſt⸗ 
geſetzt und unterliegen der Einziehung im Verwaltungszwangsverfahren durch die 
Gemeinde. 

5 §7. 

Kommt im Falle des $ 3 Abſ. 1 Nr. 1 eine Vereinbarung über die Um: 
legung zwiſchen der Gemeinde und den Eigentümern in rechtsverbindlicher Form 
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zuſtande, fo unterbleibt die Einleitung des Umlegungsverfahrens ($ 8), wenn der 
Magiſtrat und eine nach § 3 Abſ. 1 Nr. 2 zu beſtimmende Mehrheit von Eigen- 
tümern darauf antragen. 

Erſtreckt ſich die Vereinbarung nur auf einen Teil des Umlegungsgebiets, 
ſo findet die Vorſchrift des Abſ. 1 entſprechende Anwendung, wenn der Zweck 
der Umlegung bei einer Beſchränkung auf die von der Vereinbarung betroffenen 
Grundſtücke noch im weſentlichen zu erreichen iſt und wenn außerdem die Eigen- _ 
tümer der übrigen Grundſtücke mit der Beſchränkung einverſtanden ſind oder eine 
ſpätere Umlegung ihrer Grundſtücke nicht ausgeſchloſſen iſt. In dieſem Falle find 
die Grundſtücke der nicht an der Vereinbarung beteiligten Eigentümer von der 
Umlegung auszunehmen. 

Zur Herbeiführung von Vereinbarungen im Sinne der Abſ. 1 und 2 kann 
der Bezirksausſchuß eine angemeſſene Friſt beſtimmen, innerhalb deren die Ein- 
leitung des Umlegungsverfahrens ausgeſetzt bleibt. Er hat die Friſt zu beſtimmen, 
wenn der Magiſtrat oder mindeſtens eine ſolche Mehrheit von Eigentümern, 
die unter den Vorausſetzungen des Abſ. 2 in Gemeinſchaft mit dem Magiftrat 
zur Stellung des dort vorgeſehenen Antrags nach dem Ermeſſen des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes berechtigt ſein würde, darauf antragen. 

Die Entſcheidungen in den Fällen des Abſ. 1 bis 3 werden von dem 
Bezirksausſchuß im Beſchlußverfahren getroffen. Der Beſchluß im Falle des 
Abſ. 3 iſt endgültig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Das Umlegungsverfahren. 


1. Einleitungsverfügung. Umlegungskommiſſion. 
§ 8. 

Sobald der Oberpräſident es für feſtgeſtellt erachtet, daß eine oder mehrere 
Umlegungen zuſtandekommen werden, verfügt er, und zwar für jedes Umlegungs⸗ 
gebiet ($ 2) beſonders, die Einleitung des Verfahrens und ernennt zu feiner 
Durchführung eine Kommiſſion. Er kann eine Kommiſſion mit mehreren Um⸗ 
legungen beauftragen. 

Dieſer Kommiſſion haben als Mitglieder anzugehören: 

1. und 2. zwei Kommiſſare des Oberpräſidenten, von denen mindeſtens einer ein 
zum Richteramte befähigter Rechtsverſtändiger ſein muß. 

Ferner haben der Kommiſſion anzugehören wenigſtens je 

3. ein Bauſachverſtändiger, 

4. ein geprüfter Landmeſſer, 

5. ein höherer Verwaltungsbeamter, 

6. ein Sachverſtändiger für die Bewertung der Grundſtücke. 

Der Oberpräſident ernennt ſämtliche Mitglieder der Kommiſſionen und für 
jedes einen Stellvertreter. Ferner beſtimmt er den Vorſitzenden und feinen Stell- 
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vertreter. Mitglieder des Magiſtrats können nicht Mitglieder der Kommiſſionen 
ſein. Der Oberpräſident und die Regierungspräſidenken ſind berechtigt, den 
Kommiſſionsſitzungen perſönlich oder durch Stellvertreter beizuwohnen. 

Soweit die Mitglieder nicht ſtaatlich angeſtellte Beamte ſind, demnach ihre 
Bezüge nach Maßgabe der für ſie geltenden Beſtimmungen erhalten, haben ſie 
Anſpruch auf Erſatz der baren Auslagen und auf Gebühren nach Maßgabe der 
für Sachverſtändige in gerichtlichen Angelegenheiten beſtehenden Vorſchriften. 

Die Kommiſſion iſt, unbeſchadet der Beſtimmung im § 36 Abſ. 2, be⸗ 
ſchlußfähig, wenn ſämtliche Mitglieder zur Beſchlußfaſſung eingeladen und der 
Vorſitzende oder ſein Stellvertreter und mindeſtens die Hälfte der Mitglieder 
anweſend find; fie beſchließt nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Die Kommiſſion wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorſitzenden 
vertreten. 

Die Urkunden der Kommiſſion ſind öffentliche. Ihre Protokolle und der 
Verteilungsplan haben die Kraft gerichtlicher Urkunden. 

Die Einleitung des Verfahrens und die Ernennung der Kommiſſion ſind 
in ortsüblicher Weiſe öffentlich bekanntzumachen. 


2. Umlegungsvermerk. 


SE 

uf Erſuchen der Kommiſſion hat das Grundbuchamt in die Grundbücher 
der umzulegenden Grundſtücke einzutragen, daß das Umlegungsverfahren ein- 
geleitet iſt Umlegungsvermerkh. 

Von dem Inhalte der Grundbücher ſoll ſich die Kommiſſion zuverläſſige 
Kenntnis verſchaffen; erforderlichenfalls hat fie zu dieſem Zwecke bei dem Grund— 
buchamte die Erteilung von Abſchriften zu beantragen. Auch wenn beglaubigte 
Abſchriften erteilt werden, ſind nur bare Auslagen zu berechnen. 

Die nach der Eintragung des Umlegungsvermerkes erfolgenden Eintragungen 
hat das Grundbuchamt der Kommiſſion von Amts wegen bekanntzumachen. 


3. Umlegungsgrundfäße. 
$ 10. 


Die zur Umlegung beſtimmten Grundſtücke find in eine Maſſe zu ver: 
einigen. In die Maſſe ſind insbeſondere auch die vorhandenen öffentlichen Wege 
und Plätze einzuwerfen. 8 

Von der Geſamtmaſſe iſt das zu den öffentlichen Straßen und Plätzen 
erforderliche Gelände bei der Verteilung vorweg auszuſcheiden und der Gemeinde 
oder dem ſonſtigen Wegeunterhaltungspflichtigen zu uͤberweiſen. Durch die Über⸗ 
weiſung werden die Gemeinde und die ſonſtigen Wegeunterhaltungspflichtigen für 
die Einwerfung der öffentlichen Wege und Plätze abgefunden. 

Die Reſtmaſſe wird unter die Eigentümer verteilt. 


ee 8 1 3 
Den Beteiligten ($ 57 Abſ. 2 bis 4 und 7) iſt vollſtändige Entſchädigung 
nach Maßgabe der Vorſchriften der §§ 12 bis 21 zu gewähren. i 


$ 12. f 

Die Verteilung der im § 10 Abſ. 3 bezeichneten Reſtmaſſe hat nach Zweck⸗ 
mäßigkeit und Billigkeit zu erfolgen, und zwar tunlichſt ſo, daß die Geſamtfläche 
nach dem Verhältniſſe verteilt wird, in welchem die Eigentümer bei der früheren 
Geſamtfläche beteiligt waren. Dabei ſollen tunlichſt die Grundſtücke rechtwinklig 
zu den Straßen und Plätzen gelegt und in der örtlichen Lage, in der ſie vor 
der Umlegung beſeſſen wurden, den Eigentümern zugewieſen werden. Insbeſondere 
ſollen bebaute Grundſtücke ſowie Grundſtücke, die einen nach § 14 beſonders zu 
erſetzenden Wert haben, ſoweit ſie nicht in Straßen oder Plätze fallen, und vor⸗ 
behaltlich der etwa erforderlichen anderweitigen Begrenzung tunlichſt den bisherigen 
Eigentümern belaſſen werden. 8 

Iſt das eingeworfene Grundſtück in ſeinen Teilen verſchieden belaſtet oder 
find verſchieden belaſtete Grundſtücke desſelben Eigentümers in die Maſſe einge— 
worfen, ſo iſt für jeden der bezeichneten Teile oder für jedes Grundſtück oder für 
jede Mehrheit von Grundſtücken, welche in gleicher Weiſe belaſtet ſind, mindeſtens 
ein neues Grundſtück auszuweiſen. 

Bei Grundſtücken, die ſich im gemeinſchaftlichen Eigentum oder in gemein⸗ 
ſchaftlicher Benutzung mehrerer Beteiligten befinden, iſt tunlichſt einem jeden Be 
teiligten ein ſeinen bisherigen Teilnahmrechten entſprechender beſonderer Anteil 
zum alleinigen freien Eigentume zu überweiſen, ſo daß die bisherige Eigentums⸗ 
oder Benutzungsgemeinſchaft aufhört. f 


9 

Für das zu Straßen und Plätzen über den Flächeninhalt der eingeworfenen 
öffentlichen Wege und Plätze hinaus erforderliche Gelände iſt den Eigentümern 
Entſchädigung in Geld zu gewähren, und zwar im Falle des § 3 Abſ. 1 Nr. 1, 
ſoweit dieſes Gelände 35 vom Hundert, im Falle des F 3 Abſ. 1 Nr. 2, ſoweit 
es 40 vom Hundert der von den Eigentümern eingeworfenen Grundfläche überſteigt. 

Die Entſchädigung iſt als Bruchteil des Geſamtwerts des zu den Straßen 
und Plätzen beſtimmten Geländes zu berechnen. 


8 14. > 
5 Außer dem Anſpruch auf Landzuweiſung haben die Eigentümer ferner 
Anſpruch auf Entſchädigung in Geld N 5 
1. für entzogene Gebäude, ſonſtige Beſtandteile und Zubehörſtücke des 
eingeworfenen Grundſtücks; g 3 8 f 
2. für den Verluſt des Wertes, der dem eingeworfenen Grundſtücke 
vermöge beſonderer natürlicher Eigenſchaften oder vermöge darauf 

5 


m 


gemachter Verwendungen zukommt, ſoweit nicht auf dem zugewieſenen 
Grundſtück entſprechender Erſatz geboten wird; 

3. für den Verluſt des auf die Benutzung der Gebäude oder die beſondere 
Beſchaffenheit oder Benutzung des Grundſtücks begründeten Gewerbes 
(Fabriken, Handelsgärtnereien, Baumſchulen, Ton- und Lehmgruben 
und dergleichen). 

Eine Werterhöhung, die mit Rückſicht auf die in Ausſicht ſtehende oder 

eingeleitete Umlegung eintritt, bleibt hierbei außer Betracht. 


$ 15. 

Iſt das eingeworfene Grundſtück mit Rechten belaftet, die nach § 42 
Abſ. 1, 2 erlöſchen und für die nach § 20 Entſchädigung geleiſtet werden muß, 
ſo kann die Kommiſſion dem Eigentümer die Zahlung eines Geldbetrags bis zur 
Höhe des Minderwerts auferlegen, den das eingeworfene Grundſtück infolge der 
Belaſtung für ihn hatte (Zuſchuß). 

Der Zuſchuß iſt an die Gemeinde zu zahlen. Dem Eigentümer iſt jedoch 
auf Antrag bis zum Verkauf oder zur Bebauung des Grundſtücks gegen eine 
Verzinſung mit dreieinhalb vom Hundert Stundung zu gewähren. 


$ 16, 

Soweit der Wert der auf Grund der §§ 11 bis 14 erfolgten Zuweiſungen 
etwa hinter dem Werte des eingeworfenen Grundſtücks zurückbleiben ſollte, haben 
die Eigentümer Anſpruch auf weitere Entſchädigung in Geld. 

Eine Werterhöhung, die das eingeworfene Grundſtück mit Rückſicht auf 
die in Ausſicht ſtehende oder eingeleitete Umlegung erfährt, bleibt hierbei außer 
Betracht. 

Das zugewieſene Grundſtück wird nach dem Werte geſchätzt, den es nach 
der Umlegung in dem Zeitpunkt erlangt, in welchem es auf Grund der Über- 
weiſungserklärung übereignet wird (§§ 40 bis 42). 


8417 

Eingeworfene Grundſtücke, deren Flächeninhalt ſo gering iſt, daß ſie einzeln 
nur durch Grundſtücke, die zur Bebauung ungeeignet wären, erſetzt werden könnten, 
ſind, wenn ſie demſelben Eigentümer gehören, zuſammenzulegen. 

Gehören ſie verſchiedenen Eigentümern, ſo ſind ſie mit deren Einverſtändnis 
in der Weiſe zu gemeinſchaftlichen Grundſtücken zu vereinigen, daß an ihrer 
Stelle bebauungsfähige Grundſtücke zugewieſen werden können, die Zuweiſung 
erfolgt unter Bezeichnung des Anteilsverhältniſſes als Miteigentum. Die Kom: 
miſſion hat auf die Herbeiführung des Einverſtändniſſes hinzuwirken. 

Sind die Grundſtücke, welche vereinigt werden (Abſ. 2), verſchieden belaſtet 
und haben die Belaſtungen auf das zuzuweiſende Grundſtück überzugehen (§ 42), 
ſo findet die Vorſchrift des § 12 Abs. 2 entſprechende Anwendung. 
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818. 

Wird das im § 17 Abſ. 2 bezeichnete Einverſtändnis nicht erzielt, ſo iſt 
für das eingeworfene Grundſtück die vollſtändige Entſchädigung lediglich in Geld 
zu gewähren: 

1. auf Antrag des Magiſtrats, wenn der Flächeninhalt des Grundſtücks 
ſo gering iſt, daß es nur durch ein zur Bebauung ungeeignetes Grundſtück 
erſetzt werden könnte, und wenn in dieſem Falle der Zweck des Um⸗ 
legungsverfahrens vereitelt oder weſentlich beeinträchtigt werden würde; 

2. auf Antrag des Eigentümers, wenn der Flächeninhalt infolge der 
Umlegung ſo verringert werden würde, daß das zuzuweiſende Grund— 
ſtück zur Bebauung nicht mehr geeignet iſt. 

Auf die Bemeſſung der Entſchädigung findet die Vorſchrift des § 16 

Abſ. 3 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Entſchädigungs⸗ 
ſumme um den Betrag gekürzt wird, der dem Eigentümer ſonſt als Umlegungs⸗ 
beitrag zur Laſt gefallen wäre. 

Teile der Reſtmaſſe ($ 10 Abſ. 3), welche dem im Abſ. 1 bezeichneten 
Grundſtück entſprechen würden (§ 12), können von der Aufteilung an ſämtliche 
Eigentümer ausgeſchloſſen und gegen Entſchädigung ganz oder teilweiſe auch 
mehreren Eigentümern oder einem Eigentümer mit deren Zuſtimmung zugeteilt 
werden. Die Entſchädigung iſt den Eigentümern, an welchen die Zuteilung 
erfolgt, aufzuerlegen (Vergütung). Die Vorſchrift des § 16 Abſ. 3 findet ent 
ſprechende Anwendung. 0 

$ 19. 

Über das Vorhandenſein der Bebauungsfähigkeit ($$ 17, 18) entfcheidet 

die Kommiſſion nach Anhörung der Baupolizeibehörde. 


§ 20. 

Beteiligten, deren Rechte am Grundſtück erlöſchen (§ 42 Abſ. 2 Satz 3 
in Verbindung mit Abſ. 1 Satz 3) oder durch Anordnung der Kommiſſion ver 
ändert werden ($ 25 Abſ. 1, 2), ſowie Mietern oder Pächtern, deren Rechte 
gemäß § 42 Abſ. 4 erlöſchen, iſt der Schaden, den fie durch die Umlegung erleiden, 
beſonders zu erſetzen, ſoweit der Erſatz nicht in den nach den §§ 14, 16, 18, 31 
gewährten Entſchädigungen einbegriffen iſt. 


2 

Im übrigen finden auf die Entſchädigungen, ſoweit nicht durch dieſes 

Geſetz Beſtimmung getroffen iſt, die Vorſchriften der $$ 7 bis 11, 13 des 

Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum von 11. Juni 1874 (eſetz⸗ 

ſamml. S. 221) mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Gemeinde 
als Unternehmer gilt. i 
22: 

Sofern der Bebauungsplan für das Umlegungsgebiet oder Teile von ihm 

bereits endgültig feſtgeſtellt iſt, darf er während des Umlegungsverfahrens ohne 


5 elle 


Zuſtimmung der Kommiſſion nicht abgeändert werden. Die Kommiſſion kann 
jedoch zur leichteren Durchführung der Umlegung bei dem Magiſtrat beantragen, 
daß der Bebauungsplan in dem nach dem Geſetze, betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, 
vom 2. Juli 1875 GGeſetzſamml. S. 561) vorgeſchriebenen Verfahren geändert wird. 

Falls ein Bebauungsplan für das Umlegungsgebiet bei der Einleitung des 
Umlegungsverfahrens noch nicht endgültig feſtgeſtellt iſt, hat dieſe Feſtſtellung 
nach Anhörung der Umlegungskommiſſion möglichſt bald, jedenfalls aber zu 
erfolgen, bevor die Feſtſtellung des Verteilungsplans (§ 38 Abſ. 2) ſtattfindet. 


§ 23. 


Die Kommiſſion beſtimmt nach Anhörung der Straßenbaupolizeibehörde, 
innerhalb welcher Zeit die Straßen und Plätze des Umlegungsgebiets für den 
öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig herzuſtellen find. Dabei kann für 


dieſe Zwecke eine nur vorläufige Herſtellung zugelaſſen und als ausreichend 


anerkannt werden. Die Friſt kann für verſchiedene Teile des Umlegungsgebiets 
verſchieden bemeſſen werden. Nach Ablauf der Friſt kann die Bauerlaubnis aus 
dem Grunde, daß die Herſtellung noch nicht erfolgt iſt, nicht verſagt werden. 
Scweit die geplanten Straßen und Plätze bis zum Tage der Umlegung 
nicht hergeſtellt werden und die Grundſtücke nach dieſem Zeitpunkte zu ihrer 
Benutzung vorläufige Zugänge oder Wege erfordern, können vorhandene öffent⸗ 
liche Wege, die zur Einziehung oder Verlegung beſtimmt ſind, einſtweilen noch 
aufrechterhalten werden. Soweit dies nicht geſchieht, iſt die Herſtellung der 
vorläufigen Zugänge und Wege der Gemeinde aufzuerlegen, 5 

Auf Antrag der Gemeinde unterbleibt die Auferlegung, und es iſt den be⸗ 
teiligten Eigentümern lediglich Entſchädigung in Geld zu gewähren, wenn die 
Herſtellung unverhältnismäßig hohe Koſten verurſachen würde. Dieſe Beſtimmung 
findet keine Anwendung, wenn ohne die Herſtellung die Zugänglichkeit eines be⸗ 
bauten oder gewerblich benutzten Grundſtücks, das im Beſitze des Eigentümers 
verbleibt, beeinträchtigt werden würde. 5 


i a 


Die nach den $$ 13, 14, 16 bis 23 erforderlichen Aufwendungen liegen 
der Gemeinde ob. a 

= § 25. 

Zur Erreichung des Zweckes des Umlegungsverfahrens kann die Kommiſſion 
beſtehende Grunddienſtbarkeiten aufrechterhalten oder verändern oder neue Grund⸗ 
dienſtbarkeiten auferlegen. ü 

Andere Rechte an Grundſtücken, die nach § 42 Abſ. 2 Satz 3 in Ver⸗ 
bindung mit Abſ. 1 Satz 3 erlöſchen würden, kann die Kommiſſion, vorbehaltlich 


etwaiger Erſatzanſprüche ($ 20), auf das zugewieſene Grundſtück übertragen, ſo⸗ 


„ 


„ 


fern ſie auf dieſem ohne erhebliche Beeinträchtigung des Berechtigten ausgeübt 
werden können und mit den Zwecken des Umlegungsverfahrens nicht in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. 

Soweit erforderlich, hat die Kommiſſion auch die auf den Grundſtücken 
haftenden oder mit Rückſicht auf den Grundbeſitz zu entrichtenden öffentlichen 
Laſten anderweit zu verteilen. 

§ 26. 

Die Kommiſſion hat die Beſtimmungen im Verteilungsplane, namentlich 
über die Art der Grundſtücksverteilung (§ 12), tunlichſt im Einvernehmen mit 
den Beteiligten zu treffen und insbeſondere auch auf das Zuſtandekommen von 
Vereinbarungen hinzuwirken, durch welche die Gewährung von Geldentſchädigungen 
möglichſt eingeſchränkt oder entbehrlich gemacht wird. 

Sie hat ferner darauf zu achten, daß ſich das Verfahren gegen die wirk— 
lichen Berechtigten richtet. 

27. 

Wird eine Vereinbarung im Sinne des §7 Abſ. 1 getroffen, fo iſt die 
Kommiſſion an deren Inhalt gebunden. 

Wird eine Vereinbarung der im § 7 Abſ. 2 bezeichneten Art getroffen, jo hat 
der Bezirksausſchuß darüber zu beſchließen, ob der Zweck der Umlegung bei einer 
Beſchränkung auf die von der Vereinbarung betroffenen Grundſtücke noch im 
weſentlichen zu erreichen iſt. Trifft dies zu und ſind die Eigentümer der übrigen 
Grundſtücke mit der Beſchränkung einverſtanden, oder iſt eine ſpätere Umlegung 
ihrer Grundſtücke nicht ausgeſchloſſen, ſo hat der Bezirksausſchuß die von der 
Vereinbarung nicht betroffenen Grundſtücke von der Umlegung auszunehmen. 
Hinſichtlich der von der Vereinbarung betroffenen Grundſtücke findet die Vorſchrift 
des Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 

Vereinbarungen, welche von den Eigentümern der Grundſtücke eines 
einzelnen Baublocks oder mehrerer Baublöcke über die Umlegung dieſer Grund— 
ſtücke getroffen werden, ſind von der Kommiſſion zu berückſichtigen, ſoweit die 
ſonſtige Durchführung der Umlegung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes im 
Falle der Berückſichtigung nicht beeinträchtigt wird. 

Dieſe Vorſchriften gelten, auch wenn den Vereinbarungen eine rechts⸗ 
verbindliche Form nicht gegeben iſt. 

$ 28. | 

Hat die Gemeinde gemäß $ 13 Entſchädigung zu leiften oder erfolgt an 
fie eine Zuteilung gemäß $ 18 Abſ. 3 und ſteht in dieſen Fällen ihr Intereſſe 
zu dem gemeinſchaftlichen Intereſſe der Eigentümer in erheblichem Gegenſatze, ſo 
hat der Regierungspräſident den Eigentümern einen Vertreter und Verwalter zu 
beſtellen. Die Geſamtheit der Eigentümer iſt inſoweit parteifähig. 

Der Vertreter und Verwalter hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 
Er kann aus der Zahl der Eigentümer genommen werden. Auf Verlangen 
erhält er außer dem Erſatze der baren Auslagen eine angemeſſene Entſchädigung 
für feine Mühewaltung; die Feſtſetzung erfolgt durch die Kommiſſion; die Zahlung 
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liegt der Gemeinde ob. Die Auslagen, einſchließlich der durch die Beſchreitung 
des Rechtswegs (§ 39) entſtehenden, ſind dem Vertreter und Verwalter auf 
Verlangen von der Gemeinde vorzuſchießen. 

Der Vertreter und Verwalter erhält eine Beſtallung. 


8 29. 

Aufwendungen, die der Gemeinde als Entgelt für einen ihr zufließenden 
beſonderen Vermögenswert obliegen, ſind von einer Verteilung auf die Eigen⸗ 
tümer ausgeſchloſſen. Dies gilt insbeſondere von der nach § 13 zu leiſtenden 
Entſchädigung, von der Vergütung, die der Gemeinde im Falle einer an ſie 
erfolgten Zuteilung auferlegt iſt ($ 18 Abſ. 3), und von der Entſchädigung, die 
die Gemeinde infolge entsprechender Anwendung der Vorſchrift des § 9 Abſ. 1 
des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 zu 
leiſten hat (§ 21). 

Die übrigen Aufwendungen, die der Gemeinde nach § 24, § 28 Abſ. 2, 
9.36 Abſ. 1 Satz 2 obliegen (umlegungsfähige Aufwendungen), find auf die 
Eigentümer zu verteilen, ſofern der Magiſtrat darauf anträgt (Umlegungs⸗ 
beitrag). Es ſind jedoch in Gegenrechnung zu ſtellen und von der Geſamtſumme 
der umlegungsfähigen Aufwendungen vorweg abzuziehen: i 

1. die an die Gemeinde zu zahlenden Zuſchüſſe und Vergütungen ($ 15, 

$ 18 Abf. 3) und die nach $ 36 Abſ. 1 Satz 2 an fie zu leiſtenden 
ſonſtigen Zahlungen; 

2. die von der Gemeinde nach § 13 zu leiſtende Entſchädigung ſowie 

die Vergütung, die ihr im Falle einer an fie erfolgten Zuteilung auf- 
erlegt iſt ($ 18 Abſ. 3). N 
0. 

Die Verteilung der umlegungsfähigen Aufwendungen der Gemeinde ($ 29 
Abſ. 2) erfolgt unter Berückſichtigung des dem einzelnen Eigentümer aus der 
Umlegung erwachſenden Vorteils oder — ſoweit die Anwendung dieſes Ver⸗ 
teilungsmaßſtabs nicht tunlich oder zweckmäßig erſcheint — unter Berückſichtigung 
der Frontlänge, des Flächeninhalts und der Lage oder des Wertes des zuge⸗ 
wieſenen Grundſtücks. 

Auf Antrag des Eigentümers iſt der Umlegungsbeitrag bis zum Verkauf 
oder zur Bebauung des Grundſtücks gegen eine Verzinſung mit dreieinhalb vom 
Hundert zu ſtunden. 

Soweit im Falle der Verteilung von Umlegungsbeiträgen der Wert der 
gemäß SS 11 bis 14 erfolgten Zuweiſung, abzüglich des Umlegungsbeitrags, 
hinter dem Werte des eingeworfenen Grundſtücks zurückbleiben würde, bleibt 
der Eigentümer bei der Verteilung außer Betracht, das gleiche gilt von den 
nach § 16 zu entſchädigenden Eigentümern. 

| § 31. 

Soweit die Geſamtſumme der im $ 29 Abſ. 2 Nr. 1,2 genannten Leiſtungen 

den Geſamtbetrag der umlegungsfähigen Aufwendungen überſteigt, iſt ſie von der 
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Gemeinde an die Eigentümer zu erſtatten. Die Erſtattung erfolgt unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften des § 30 Abſ. 1. 


§ 32. 

Die im § 15, § 18 Abſ. 1, § 23 Abſ. 3, § 29 Abſ. 2 bezeichneten An⸗ 
träge müſſen ſpäteſtens als Einwendung gegen den Verteilungsplan ($ 37) an⸗ 
gebracht werden. 8 33 

Die Beteiligten ſollen ihre Anſprüche, ſobald ſich dieſe überſehen laſſen, 
möglichſt ſchon vor der Kommiſſion oder vor dem Bezirksausſchuſſe geltend 
machen. Wird dies unterlaſſen, ſo kann die Kommiſſion oder der Bezirks⸗ 
ausſchuß den Beteiligten die durch die nachträgliche Geltendmachung entſtehenden 
Koſten auferlegen. 


4. Aufſtellung und Feſtſetzung des Verteilungsplans. 
34 


Unter Beobachtung der Vorſchriften der §§ 10 bis 31, 33 hat die Kom- 


miſſion einen Verteilungsplan nebſt Karte aufzuſtellen. 

Aus dieſer Aufſtellung muß der alte Beſitzſtand und die Neuverteilung 
hervorgehen. Dabei ſind die einzelnen Grundſtücke nach ihrer Größe und ihren 
Eigentümern, die einzuziehenden und zu verlegenden öffentlichen Wege und die 
nach § 23 herzuſtellenden Zugänge und Wege, die nach § 25 Abſ. 1, 2 zu 
treffenden Anordnungen und die nach den §§ 11 bis 14, 16 bis 24 in Ausſicht 
zu nehmenden Entſchädigungen ſowie die nach § 15, § 18 Abſ. 3, §§ 29, 30, 
33 aufzuerlegenden Zuſchüſſe, Vergütungen und Umlegungsbeiträge aufzuführen. 
Auch muß in den Fällen des § 12 Abſ. 2, § 17 Abſ. 3 erſichtlich fein, in 
welcher Weiſe dieſen Vorſchriften genügt iſt. 


$ 35. 

Über Verteilungsplan und Karte ($ 34) hat die Kommiſſion mit den Be— 
teiligten zu verhandeln. 

Zu dem Verhandlungstermine ſind die Beteiligten zu laden. Die Ladung 
der Gemeinde, der Eigentümer und derjenigen, welche ſich zur Teilnahme an 
dem Verfahren gemeldet haben, geſchieht durch Zuſtellung, die Ladung der 
übrigen Beteiligten durch ortsübliche Bekanntmachung mit der Aufforderung, ſich 
zu melden und ihre Rechte geltend zu machen. Die Ladungen erfolgen unter 
dem Hinweis auf den Inhalt der Beſtimmungen der §§ 32, 33 und unter der 
Verwarnung, daß beim Ausbleiben der Geladenen ohne deren Teilnahme über 
den Verteilungsplan, insbeſondere über die Zuweiſung der Grundſtücke, die Feſt⸗ 
ſetzung etwaiger Geldentſchädigungen, Zuſchüſſe, Vergütungen und Umlegungs⸗ 
beiträge, über die Auszahlung oder Hinterlegung der feſtgeſetzten Geldentſchädi— 
gungen und über die nach § 25 zuläſſigen Anordnungen beſchloſſen werden 
würde. 

In dem Termine darf jeder Beteiligte erſcheinen und fein Intereſſe wahr- 
nehmen. Nach Bedarf iſt Termin an Ort und Stelle anzuberaumen. 

Geſetzſammlung 1915. (Nr. 11477). 56 
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Der Ortspolizeibehörde muß Gelegenheit gegeben werden, in dem Verfahren 
das ortspolizeiliche Intereſſe wahrzunehmen. Sie iſt insbeſondere von dem Ver⸗ 
handlungstermine zu benachrichtigen und darf dazu einen Vertreter entſenden. 
Die Beſtimmungen in dem Verteilungsplane, ſoweit ſie das ortspolizeiliche 
Intereſſe berühren, ſind tunlichſt im Einvernehmen mit der Ortspolizeibehörde 
zu treffen. 36 


§ 36. 

Die Kommiſſion hat über den Verteilungsplan nebſt Karte, insbeſondere 
über die von den Beteiligten beantragten Anderungen oder Ergänzungen, zu be⸗ 
ſchließen und erforderlichenfalls den Verteilungsplan und die Karte nach Maß⸗ 
gabe der Beſchlüſſe zu berichtigen und zu vervollſtändigen. Hierbei ſind auch 
die Ergebniſſe von Vereinbarungen, welche die Beteiligten über die Begründung, 
Aufhebung, Aufrechterhaltung oder Veränderung von Rechten getroffen haben, 
in den Verteilungsplan aufzunehmen, ſofern ſie nicht mit dem Zwecke des Um— 
legungsverfahrens in Widerſpruch ſtehen. 

An der Beſchlußfaſſung muß außer dem Vorſitzenden mindeſtens je eins 
der im § 8 unter Ziffer 3 bis 6 aufgeführten Mitglieder teilnehmen, und zwar 
muß, ſofern nicht der Vorſitzende ein zum Richteramte befähigter Rechts— 
verſtändiger iſt, ein zweiter Kommiſſar des Oberpräſidenten teilnehmen, der dieſe 
Eigenſchaft hat. 37 


8 

Nach erfolgter Beſchlußfaſſung hat die Kommiſſion den Verteilungsplan 
nebſt Karte zu jedermanns Einſicht offen zu legen und den Eigentümern die 
zugewieſenen Grundſtücke an Ort und Stelle in einem dazu anberaumten 
Termin anzuweiſen. Die Vorſchrift des § 4 Satz 5 findet hierbei mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß in der die Offenlegung ankündigenden 
Bekanntmachung der Vorſitzende der Kommiſſion als die Stelle zu bezeichnen 
iſt, bei welcher die Einwendungen gegen den Verteilungsplan anzubringen ſind, 
und daß die Friſt zur Erhebung von Einwendungen zwei Wochen beträgt. Der 
Gemeinde und den Eigentümern iſt außerdem ein Abdruck des Verteilungsplans 
nebſt Karte, den ſonſtigen Beteiligten, hinſichtlich deren in dem Verteilungsplan 
eine Beſtimmung getroffen iſt oder die an dem Verfahren teilgenommen haben, 
eine Benachrichtigung von der Offenlegung zuzuſtellen. 

Die Friſt zur Erhebung von Einwendungen beginnt gegen die im vor- 
hergehenden Abſatze bezeichneten Beteiligten mit der Zuſtellung, gegen die übrigen 
mit der Offenlegung des Verteilungsplans. 

Kommt die Einziehung oder Verlegung öffentlicher Wege in Betracht, fo 
iſt der Wegepolizeibehörde Mitteilung zu machen. Einwendungen gegen die 
Einziehung oder Verlegung find in dem Umlegungsverfahren mit zu erledigen. 


§ 38. 

Werden Einwendungen gegen den Verteilungsplan erhoben, ſo hat die 
Kommiſſion deren Erledigung durch Verhandlung zu verſuchen. Gelingt die E le— 
digung nicht, ſo ſind die Akten und die Verhandlungen mittels eingehenden Berichts 
dem Bezirksausſchuſſe vorzulegen. Dieſer beſchließt über die Einwendungen endgültig. 
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Sind Einwendungen nicht erhoben oder iſt über ſie entſchieden, ſo erfolgt die 
Feſtſetzung des Verteilungsplans durch endgültigen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes. 

Dem Magiſtrat, den Eigentümern und dem Vertreter und Verwalter (§ 28) 
iſt eine Ausfertigung des feſtgeſetzten Verteilungsplans nebſt Karte, den ſonſtigen 
Beteiligten, hinſichtlich deren darin eine Beſtimmung getroffen iſt oder die an 
dem Verfahren teilgenommen haben, eine Benachrichtigung von der Feſtſetzung 
des Verteilungsplans zuzuftellen. 

Der Magiſtrat hat die geſchehene Feſtſetzung in ortsüblicher Weiſe bekannt⸗ 
zumachen. 

5. Rechtsweg. 

Wegen der in den $$ 11, 13, 14, 16 bis 23 bezeichneten Anſprüche auf 
Entſchädigung in Geld ſteht den Beteiligten gegen den Verteilungsplan von deſſen 
Feſtſetzung an der Rechtsweg offen. Die Klageerhebung iſt bis zum Ablaufe 
von zwei Monaten nach dem Tage der Umlegung ($ 40 Abſ. 1) zuläſſig. 

Gegen Beteiligte, denen die Überweiſungserklärung zuzuſtellen iſt ($ 40 
Abſ. 1, 4), endet dieſe Friſt aber jedenfalls erſt zwei Monate nach erfolgter 
Zuſtellung. 

Iſt für den Fall des § 13 ein Vertreter und Verwalter beſtellt ($ 28), 
ſo iſt die Klage von dieſem gegen die Gemeinde und von der Gemeinde gegen 
den Vertreter und Verwalter zu erheben; in den übrigen Fällen iſt ſie von den 
Eigentümern und den im § 57 Abſ. 2 Nr. 1, 2 genannten Beteiligten gegen 
die Gemeinde und von der Gemeinde gegen die vorbezeichneten Beteiligten zu 
erheben. 

In den Fällen des § 15 finden die vorſtehenden Vorſchriften mit der 
Maßgabe Anwendung, daß der Rechtsweg nur dem belaſteten Eigentümer zuſteht. 


6. Ausführung des Verteilungsplans. 
0 


§ 40. 

Die Ausführung des Verteilungsplans wird durch die Beſchreitung des 
Rechtswegs nicht aufgehalten. Sie erfolgt durch eine von dem Bezirksausſchuſſe 
durch endgültigen Beſchluß zu erlaſſende Überweiſungserklärung. In dieſer iſt 
der Tag, an welchem die Rechtsänderungen hinſichtlich der umzulegenden Grund: 
ſtücke eintreten ſollen (Tag der Umlegung), zu bezeichnen. 

Der Tag der Umlegung iſt ſo zu beſtimmen, daß zwiſchen dem Tage der 
Bekanntmachung der Überweiſungserklärung und dem Tage der Umlegung ein 
Zeitraum von mindeſtens einer Woche liegt. 

Die Überweiſungserklärung kann entweder mit dem Beſchluß über die gegen 
den Plan erhobenen Einwendungen oder mit der Feſtſetzung des Verteilungs⸗ 
plans (§ 38 Abſ. 1, 2 und 3) oder mit beiden gleichzeitig erlaſſen und mit ihnen 
verbunden werden. 

Außer dem Magiſtrat, den Eigentümern und dem Vertreter und Verwalter 
($ 28) iſt die Überweiſungserklärung den ſonſtigen Beteiligten, hinſichtlich deren 
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in dem Verteilungsplan eine Beſtimmung getroffen iſt oder die an dem Verfahren 
teilgenommen haben, zuzuſtellen. Der Magiſtrat hat die Überweifungserklärung 
ohne Verzug in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 


§ 41. 
„Mit der öffentlichen Bekanntmachung der Überweifungserklärung erlangt 
die Gemeinde das Recht, die nach dem Verteilungsplan etwa noch herzuſtellenden 
vorläufigen Zugänge und Wege ($ 23 Abſ. 2) anzulegen. 


§ 42. 

It die Überweiſungserklärung ortsüblich bekanntgemacht, ſo wird mit 
dem Tage der Umlegung der Inhalt des Verteilungsplans wirkſam. Die bis⸗ 
herigen Eigentumsrechte an den eingeworfenen Grundſtücken erlöſchen. Zugleich 
werden die eingeworfenen Grundſtüuͤcke von allen privatrechtlichen Belaſtungen 
und Beſchränkungen frei, insbeſondere hören ſie auf, Fideikommiß oder Stamm⸗ 
gut zu ſein oder im Lehn⸗ oder Leihverbande zu ſtehen. 


Die Gemeinde oder der ſonſtige Wegeunterhaltungspflichtige wird Eigen⸗ 


tümer des nach § 10 Abſ. 2 zu den öffentlichen Straßen und Plätzen zu⸗ 
gewieſenen Geländes. Soweit für ein eingeworfenes Grundſtück nach $ 12 
Landzuweiſung gewährt wird, tritt das zugewieſene Grundſtück in Anſehung des 
Eigentums und der übrigen im Abſ. 1 Satz 3 bezeichneten privatrechtlichen Be⸗ 
ziehungen an ſeine Stelle. Von dem Übergang auf das zugewieſene Grund⸗ 
ſtück find jedoch ausgeſchloſſen: das Erbbaurecht, die Dienſtbarkeiten, die Wieder⸗ 
kaufs⸗ und Vorkaufsrechte und die nicht lediglich in Geld-, Natural» oder perſön⸗ 
lichen Leiſtungen beſtehenden Reallaſten, ſoweit in dem Verteilungsplane nicht 
ein anderes beſtimmt iſt. 

Die auf Grund der Vorſchriften der $$ 14, 16, § 18 Abſ. 1, 2, $$ 23, 
31, 39 feſtgeſetzten Geldentſchädigungen treten hinſichtlich der in dem vorher⸗ 
gehenden Abſatze bezeichneten rechtlichen Beziehungen an die Stelle des ein⸗ 
geworfenen Grundſtücks. Das gleiche gilt, wenn in den Fällen der §§ 14, 
16, § 18 Abſ. 1, 2, §§ 23, 31 die Feſtſetzung auf einer Vereinbarung ($ 36 
Abf. 1 Satz 2) beruht. 5 

Miet⸗ und Pachtverhältniſſe, auf Grund deren das eingeworfene Grund⸗ 
ſtück dem Mieter oder Pächter überlaſſen war, erlöſchen, ſofern nicht ihr Gegen⸗ 
ſtand dem Vermieter oder Verpächter ungeſchmälert verbleibt und in dem Ver⸗ 
teilungsplane nicht ein anderes beſtimmt iſt. 


= | § 43. 
Auf Erſuchen der Kommiſſion hat das Grundbuchamt die Rechtsänderungen, 


die nach den Beſtimmungen des Verteilungsplans und dieſes Geſetzes hinſichtlich 


der im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintragung geſicherten Rechte ein⸗ 
treten, in das Grundbuch einzutragen und den Umlegungsvermerk zu löſchen 
ſowie in das Grundbuch ferner einzutragen, daß das Grundſtück in Gemäßheit 
der Vorſchriften des $ 15 Abſ. 2 und des § 18 Abſ. 3 zuſchuß⸗ oder vergütungs⸗ 
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pflichtig und in Gemäßheit der §§ 29, 45 beitragspflichtig ift. Mit dem Erſuchen 
ſind dem Grundbuchamte die vorgeſchriebenen Kataſterbuchauszüge vorzulegen. 

Das Erſuchen iſt ohne Verzug zu ſtellen und muß die zu bewirkenden 
Eintragungen genau bezeichnen. 

§ 44. 

Die Vorſchriften der $$ 37, 38, 47 bis 49 des Geſetzes über die Ent- 
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 und der Artikel 35 bis 41 
des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 (Geſetzſamml. S. 291), betreffend 
die Hinterlegung ſowie die Behandlung der Geldentſchädigungen in dem Falle, 
daß Grundſtücke Fideikommiß oder Stammgut find oder im Lehn- oder Leih: 
verbande ſtehen oder mit Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden oder Renten⸗ 
ſchulden belaſtet ſind, finden entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß 
an Stelle des Eigentümers des Grundſtücks auch die Umlegungskommiſſion im 
Falle des § 49 des erſtgenannten Geſetzes die Vermittlung der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden in Anſpruch zu nehmen berechtigt iſt. 


7. Nachtragsverteilungsplan. 


§ 45. 

Erhöht ſich der Aufwand der Gemeinde ($ 29 Abſ. 2) infolge des Aus⸗ 
ganges erhobener Rechtsſtreitigkeiten, fo ift der Mehrbetrag auf den Antrag der 
Gemeinde durch die Kommiſſion auf die Eigentümer nachträglich zu verteilen. 
Der Antrag iſt ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach endgültiger Beendigung 
des letzten anhängigen Rechtsſtreits zu ſtellen. 

Ermäßigt ſich der Aufwand aus dem im Abſ. 1 Satz! bezeichneten Anlaſſe, 
ſo iſt der Minderbetrag den Eigentümern im Verhältnis ihrer Beiträge zugute 
zu rechnen oder zu erſtatten. Wird hierüber eine Einigung nicht erzielt, ſo hat 
der Magiſtrat bei der Kommiſſion die Aufſtellung eines nachträglichen Ver⸗ 
teilungsplans zu beantragen. Der Antrag kann auch von einem Eigentümer 
geſtellt werden. 

Die nach § 23 Abſ. 2 entſtehenden Aufwendungen können, ſoweit ſie nicht 
bereits nach den §§ 29, 30, 34 ff. verteilt find, in dem nachträglichen Ver⸗ 
teilungsplane berückſichtigt werden. 

Auf den nachträglichen Verteilungsplan finden die Vorſchriften der §§ 16, 
29, 30, 34 bis 38 entſprechende Anwendung. 


$ 46. 

Soweit der Wert der auf Grund der $$ 11 ff. erfolgten Zuweiſungen 
abzüglich des Umlegungsbeitrags ($ 45) den im § 16 Abſ. 1, 2 bezeichneten Wert 
des eingeworfenen Grundſtücks nicht mehr erreichen würde, kann der Eigentümer 
von der Gemeinde im Rechtswege die Nichterhebung des Umlegungsbeitrags 
oder die Erſtattung des gezahlten Betrags beanſpruchen. Die Klage iſt binnen 
drei Monaten von dem Tage ab zuläſſig, an welchem der Umlegungsbeitrag 
endgültig feſtſteht. 


„ 


Die nach Abſ. 1 nicht einziehbaren Umlegungsbeiträge können in einem 
nachträglichen Verteilungsplan anderweitig verteilt werden. Die Vorſchriften des 
§ 45 Abſ. 1, 4 finden Anwendung. 


8. Zuſtellungen. 
gar. 

Auf die von der Kommiſſion zu bewirkenden Zuſtellungen finden die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſaamml. S. 195 ff.) und die zu deſſen Ausführung erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen über die Zuſtellung von Beſchlüſſen des Bezirksausſchuſſes ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


9. Beſondere Vorſchriften. 


§ 48. 

Die nach dem Verteilungsplan an die Gemeinde zu leiſtenden Zahlungen 
unterliegen der Beitreibung im Verwaltungzwangsverfahren durch die Gemeinde. 
Die Zuſchüſſe ($ 15), Vergütungen ($ 18 Abſ. 3) und Umlegungsbeiträge 
($$ 29, 30, 45, § 46 Abſ. 2) haben die Eigenſchaft gemeiner Laſten. 


8 49. 
Iſt die Zuſchuß⸗, Vergütungs⸗ oder Beitragspflicht erloſchen, fo hat der 
Magiſtrat das Grundbuchamt um Löſchung des darauf bezüglichen Vermerkes 
zu erſuchen. a 


Dritter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


§ 50. 

Werden die im § 27 bezeichneten Vereinbarungen in rechtsverbindlicher 
Form getroffen und erachtet der Bezirksausſchuß im Falle des § 27 Abſ. 2 die 
daſelbſt im Satz 2 bezeichneten Vorausſetzungen für gegeben, ſo hat er das Ver⸗ 
fahren durch Beſchluß einzuſtellen, ſofern der Magiſtrat und eine nach § 3 
Abſ. 1 Nr. 2 zu beſtimmende Mehrheit der Eigentümer die Einſtellung beantragen. 


. 

Der Bezirksausſchuß kann ferner auf Antrag des Magiſtrats das Ver⸗ 
fahren durch Beſchluß einſtellen, wenn nach Lage der Verhältniffe, insbeſondere 
mit Rückſicht auf erhobene Entſchädigungsanſprüche oder auf die drohende Er⸗ 
hebung von ſolchen Anſprüchen, begründete Beſorgnis vorhanden iſt, daß die 
Durchführung des Umlegungsverfahrens unwirtſchaftlich oder für die Gemeinde 
mit unverhältnismäßiger Belaſtung verbunden ſein würde, oder wenn ſich die 
Durchführung des Verfahrens auch außer den Fällen des § 50 als entbehrlich 
erweiſt. Vor der Beſchlußfaſſung ſoll den ſonſtigen Beteiligten, ſoweit ſie an 
dem Verfahren teilgenommen haben, Gelegenheit gegeben werden, ſich zu dem 
Antrage zu äußern. Der Antrag iſt nur bis zum Erlaſſe des Feſtſetzungs⸗ 
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beſchluſſes (§ 38 Abſ. 2) zuläſſig. Im Falle des § 3 Abſ. 1 Nr. 1 hat die 
Gemeinde den Eigentümern die ihnen entſtandenen notwendigen Auslagen zu 
erſetzen. 


Sa, 
Wird in den Fällen der §§ 50, 51 das Verfahren eingeſtellt, fo hat auf 
Erſuchen der Kommiffion das Grundbuchamt den Umlegungsvermerk zu löſchen. 


53. 

Nachdem der Baupolizeibehörde von der in Ausſicht genommenen Um⸗ 
legung Mitteilung gemacht worden iſt (§ 4), darf ſie die Genehmigung zur Er⸗ 
richtung von Bauten auf Grundſtücken, für welche die Umlegung beantragt iſt, 
nicht erteilen, ohne zuvor dem Magiſtrat Gelegenheit zur Außerung gegeben zu 
haben. Sie kann die Genehmigung verſagen oder an Bedingungen knüpfen, 
wenn durch den Bau die Umlegung erſchwert werden würde. 

Eine Entſchädigung wird wegen dieſer Beſchränkung der Baufreiheit nicht 
gewährt. 


§ 54. 

Die Koſten des Verfahrens trägt die Gemeinde unbeſchadet der Vorſchriften 
der §§ 5, 6, 33. 

In betreff der Koſten, Gebühren und Stempel finden im übrigen, ſoweit 
nicht in dieſem Geſetz ein anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften des § 43 des 
Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 An⸗ 
wendung. 

$ 55. 

Soweit Aufwendungen der Gemeinde, denen die Umlegungsfähigkeit fehlt 
($ 29 Abſ. 1) oder die, obwohl umlegungsfähig (§ 29 Abſ. 2, $ 45, § 46 Abſ. 2), 
wegen des Mangels einer geſetzlichen Vorausſetzung nicht umgelegt werden können, 
oder die Koſten des Verfahrens (§ 54 Abſ. 1) als Laſten der Gemeinde aufzu⸗ 
bringen ſind, dürfen die Eigentümer des Umlegungsgebiets nicht in beſonderem 
Maße, ſei es im Wege der Mehrbelaſtung oder der Beitragsleiſtung, ganz oder 
teilweiſe herangezogen werden. 

f 8 

Die in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Friſten find Ausſchlußfriſten. 

Dit 

Beteiligte im Sinne der $$ 4 bis 6 find außer der Gemeinde die Eigen⸗ 
tümer, die Hypotheken-, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubiger und diejenigen, 
welchen an einem umzulegenden Grundſtücke der Nießbrauch oder ein Erbbau⸗ 
recht zuſteht. 

Als Beteiligte im Sinne der SG 11 ff. gelten außer der Gemeinde, den 
Eigentümern und dem Vertreter und Verwalter (§ 28): 

1. diejenigen, für welche ein Recht in dem Grundbuch eingetragen oder 

durch Eintragung geſichert ift; 


— 1 — 


2. diejenigen, welchen fonft ein Recht an einem umzulegenden Grundſtück 
oder an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte zuſteht, die Mieter 
oder Pächter, denen das Grundſtück auf Grund des Miet- oder Pacht⸗ 
rechts überlaſſen iſt, und im Falle der Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung der betreibende Gläubiger. 

Der Eigenbeſitzer ſteht im Sinne dieſes Geſezes dem Eigentümer gleich. 

Beteiligte, deren Recht im Grundbuche nicht eingetragen iſt, haben auf 
Verlangen der Gemeinde, eines Eigentümers, der Kommiſſion oder der Behörde, 
vor welcher ſonſt das Verfahren ſchwebt, ihr Recht glaubhaft zu machen; vor 
erfolgter Glaubhaftmachung können ſie von der Teilnahme an dem Verfahren 
ausgeſchloſſen werden. 

Die Umlegungskommiſſion iſt befugt, das Grundbuchamt um die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers zu erſuchen und 
den Eigentümer zur Beibringung der nach ihrem Ermeſſen zum Nachweiſe des 
Eigentums erforderlichen Urkunden durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. Die 
einzelne Strafe darf den Betrag von 300 Mark nicht überſteigen. 

Kriegsteilnehmern ($ 2 des Geſetzes vom 4. Auguft 1914, Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 328) oder ſonſt wegen des Krieges aus der Provinz verzogenen und nicht 
zurückgekehrten Perſonen, die ohne Vertreter ſind, kann der Regierungspräſident 
einen geeigneten Vertreter beſtellen, der die Rechte und Verpflichtungen des 
Kriegsteilnehmers oder dieſer Perſonen im Umlegungsverfahren wahrzunehmen 
hat. Die Beſtellung des Vertreters ſoll dem Vertretenen wenn möglich unver⸗ 
züglich mitgeteilt werden. Der Vertretene kann dem Vertreter die Vertretungs⸗ 
befugnis entziehen, ſobald er einen anderen Vertreter beſtellt. Soweit durch die 
Beſtellung eines Vertreters beſondere Koſten entſtehen, ſind ſie als Koſten des 
Verfahrens anzuſehen. f 
ö Iſt wegen eines Rechtes, welches den Anſpruch auf Beteiligung an dem 
Verfahren begründen würde, ein Rechtsſtreit anhängig, ſo gelten beide Parteien 
als Beteiligte. 

58. 

Soweit in dieſem Geſetze der Magiſtrat erwähnt wird, tritt an ſeine Stelle, 

ſofern es ſich um Landgemeinden handelt, der Gemeindevorſtand. 
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